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Wie hast du`s mit der AfD?

Über Europa, Linke und den Neoliberalismus   
    von Sebastian Müller [9] am 4. Juni 2013   
  
Die “Alternative für Deutschland” (AfD) ist in zweierlei Hinsicht politisch brisant: Erstens ist sie die
erste medial wahrgenommene Partei, die den Austritt aus dem Euro fordert. Zweitens scheinen auch
viele Menschen aus dem linken und linksliberalen Lager mit ihr zu sympathisieren – und das, obwohl
die AfD bei genaueren Hinschauen eine marktradikalere Handschrift als selbst die FDP trägt. Dieser
bedenkliche und auf den ersten Blick widersprüchliche Befund erklärt sich aus einer bereits länger
schwelenden Debatte zwischen linksorientierten Euro-Befürwortern und Gegnern, die auch innerhalb
der Linkspartei anwächst. Denn nun kommt in Erinnerung, dass die eklatanten Probleme der
Währungsunion von der PDS bereits vor der Einführung des Euro prophezeit wurden. Doch da “vor
dem Euro” nicht “nach dem Euro” ist, haben in Hinblick auf die katastrophale Krisenpolitik der EU
beide Seiten plausible Argumente.

Diejenigen, die im Euro vor allem das Instrument einer neoliberalen Austeritätspolitik sehen, merken
an, dass ohne den Euro, die Schuldenkrise und die Haftung für die Schulden die Troika gar nicht erst
die Mittel hätte, den südlichen Krisenländern eine solche Politik zu diktieren. Mit dem Euro würde es
ein soziales Europa erst recht nicht geben, sondern, – empirisch evident -, die Politik des sozialen
Kahlschlags noch weiter verschärft werden. Da hingegen eine soziale nationalstaatliche Politik in den
EU-Mitgliedsländern vor der Einführung des Euro möglich war und auch mehr oder weniger
umgesetzt wurde, sollte dies auch nach einem Euroaustritt wieder möglich sein, so die
Argumentation, die die Sympathien für die AfD erklärt.

Die AfD als trojanisches Pferd des Neoliberalismus

Doch diese Einschätzung hat insofern ihre Schwächen, als dass man für eine marktradikale Politik
weder den Euro als gemeinsame Währung, noch die Europäische Union braucht. Die Gründung und
Attraktivität der AfD ist in diesem Kontext lediglich ein Indiz für die Heterogenität und
Anpassungsfähigkeit des Neoliberalismus. Nicht umsonst verweisen die Befürworter der
Gemeinschaftswährung auf den für Linke bedenklichen Fakt, dass die AfD der Mär vom
leistungsstarken Deutschland anhängt, auf die Einhaltung monetaristischer Grundsätze pocht und
der EZB eine zu expansive Geldpolitik vorwirft.

In der Tat verweist Bernd Lucke immer wieder darauf, dass die Maastricht-Kriterien nicht eingehalten
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bzw. aufgeweicht worden seien, – in den Augen der rechten Euro-Gegner ein eklatanter Rechtsbruch.
Da die Regeln verwässert wurden, hätten Länder wie Griechenland und Zypern “sündigen” können,
so die AfD. Damit greift die Partei eins zu eins die Argumente der politisch Konservativen und
Neoliberalen auf.

Somit, so die Bedenken linker Euro-Befürworter, würde die AfD indirekt Wasser auf die Mühlen jener
Protagonisten schütten, die im Zuge der sogenannten Euro-Krise Haushaltsdisziplin,
Währungsstabilität und weitere Sparmaßnahmen fordern. Eine erfolgreiche AfD würde Merkel und
Schäuble als Stichwortgeberin die Tür weit aufstoßen, um die Maßnahmen für die Krisenländer weiter
verschärfen, den Fiskalvertrag und Memoranden für Krisenstaaten weiter vorantreiben und dem
Argument der “Alternative für Deutschland” begegnen zu können, dass man zu lasch mit den Regeln
gewesen sei. Letztendlich würden sich damit die AfD, die FDP unter Frank Schäffler und die CDU die
Bälle zuspielen.

Unabhängig davon, wie nun progressive Ökonomen zur Eurozone in ihrer derzeitigen Form stehen,
das Ergebnis eines starken Einflusses der AfD wäre eine Stärkung der unsozialen Krisenpolitik,
warnen die linken “Europäer” allzu blauäugige Protestwähler. Schaut man sich alleine die Vita ihrer
Köpfe und Unterstützer an, ist das Argument, die AfD sei nicht progressiv, sondern “Erfüllungsgehilfe
des Kapitals”, umso schwerer von der Hand zu weisen.

Allerdings fordern Merkel und Schäuble auch ohne den Druck der AfD bereits halsbrecherische
Bedingungen, um “Versäumnisse” zu “beheben”. Fiskalvertrag, Six-Pack, Two-Pack für alle und
Memoranden für die Krisenstaaten verschärfen die Regeln nicht nur, sondern “automatisieren” sie,
wie es im EU-Neusprech heißt. Deutschland zeigt sich “solidarisch”, verlangt aber Gegenleistungen
in Form von Konditionalitäten und strengeren Regeln für alle – und fährt damit den Karren weiter an
die Wand.

Bereits seit 2010 empfiehlt die deutsche Regierung den Krisenstaaten die immer gleiche Medizin und
verweist dabei auf die Einhaltung der Maastricht-Kriterien, die sie – eine Ironie der Geschichte – unter
der Regierung Schröder im Zuge der Agenda 2010-”Reformen” nicht einmal selbst eingehalten
hatte. Insofern könne man – so das Gegenargument – die AfD kaum für diese Politik verantwortlich
machen. Im Gegenteil, sie hält die Eurorettung unter diesen Umständen für zwecklos und empfiehlt
den Krisenstaaten, aus dem Euro auszuscheiden.

Maastricht, oder wie die Vergangenheit die Linke einholt

Aus der Perspektive derjenigen, die die AfD als tatsächliche Alternative wahrnehmen, konnte
Deutschland nur deshalb den Krisenländern ihren Willen aufzwingen, weil es jetzt zu einem großen
Teil für deren Schulden bürgt. Aber gerade diese Bürgschaften lehne die AfD ab. Wenn also für die
Schulden dieser Länder nicht mehr gemeinschaftlich gebürgt wird, könne die Troika nicht mehr ohne
weiteres die Politik der Krisenstaaten bestimmen – ohne Hilfe auch keine Konditionalitäten, so die
Begründung.

Richtig ist, dass die zweifelhaften Maastricht-Kriterien überhaupt erst wegen des Euro eingeführt
wurden. Gäbe es keinen Euro mehr, wären auch die Kriterien automatisch überflüssig. So verweisen
progressive Euro-Kritiker auf den historisch nur schwer zu widerlegenden Fakt, dass die
Durchsetzung des extremen Neoliberalismus in Europa untrennbar mit der europäischen Integration
und dem Euro verbunden ist. Wenn es diese “Zwangsjacke” folglich nicht mehr gäbe, könnte es in
den einzelnen europäischen Ländern endlich wieder eine demokratische Debatte über die richtige
Wirtschafts- und Sozialpolitik geben. Doch aufgrund des undemokratischen Charakters der EU sei
dies auf supranationaler Ebene unmöglich.

Dabei können linke Euro-Gegner auch auf die parteieigene Vergangenheit verweisen. So sagte
Gregor Gysi 1998 in einer aus heutiger Sicht visionären Rede [10], damals noch PDS-Gruppenchef,
dass die europäische Einheit “ein großes Ziel” sei, die PDS die Währungsunion aber ablehne, “weil
sie nur Großunternehmen, Banken und Versicherungen nutze.” Mit Ausnahme von Oskar Lafontaine,
der jüngst den Euro für gescheitert erklärte, rücke Die Linke nun aber ohne Not von ihrer damals
richtigen Position ab. Lafontaines Kehrtwende aber bedeutet keineswegs, dass es nennenswerte
wirtschaftspolitische Überschneidung zwischen dem ehemaligen Parteivorsitzenden der Linken und
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Lucke gäbe – im Gegenteil, die Ursachendiagnose der Beiden ist grundverschieden [11].

Eine soziale Währungsgemeinschaft?

Letztendlich führt die ganze Debatte auf die für Linke zentrale programmatische Frage hinaus: Kann
man im Rahmen des Euro eine soziale Politik führen? Doch hier scheiden sich die Geister, nicht
zuletzt da dies in der derzeitigen Konstruktion äußerst schwierig ist – so schwierig, dass selbst
Lafontaine den Euro nun aufgegeben hat. Progressive Ökonomen wie Heiner Flassbeck und Peter
Bofinger verweisen zwar unermüdlich darauf, dass Deutschland mit deutlichen Lohnerhöhungen und
einer expansiven Haushaltspolitik den Raum dafür zumindest ein Stück weit schaffen könnte.

Doch dafür wären auch Vertragsänderungen notwendig, die derzeit nicht absehbar sind: Die EZB
müsste die Befugnis bekommen, den Staaten direkt Geld zu leihen [12], um Spekulanten damit den
Wind aus den Segeln nehmen zu können. Zudem wären fiskalische Mindeststandards, umfangreiche
Umverteilungsmechanismen und die Verabschiedung eines wirklichen Außenhandelsstabilitätspaktes
notwendig. Doch selbst in solchen Fragen ist das alternative Lager uneins. Einigkeit besteht allein
darin, dass die Eurozone mit den bestehenden Institutionen und der derzeitigen Krisenpolitik nicht zu
retten ist.

Dass die AfD überhaupt Teil einer linken Debatte geworden ist, verdeutlicht einmal mehr den
Wettlauf zwischen Hase und Igel. Statt eigene Alternativen wie die Forderungen nach
Lohnerhöhungen und expansiver Haushaltspolitik öffentlichkeitswirksam hochzuhalten, die den
europäischen Teufelskreislauf im Kampf um immer höhere Wettbewerbsfähigkeit verlangsamen
würde, hechelt man einer marktradikalen Antieuro-Partei hinterher, und kann diesen Wettlauf doch
nicht gewinnen. Stattdessen ist es über die AfD gelungen, ein populäres Thema mit neoliberalen
Inhalten zu besetzten und einmal mehr progressiven Reformkräften zuvor zu kommen.

 

Dieser Artikel erschien erstmals bei le Bohémien [13].
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